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Tagesordnung

offentliche Sitzung

1. Wabhl eines Schriftfiihrers fir die Stadtverordnetenversammlung und die (VL-57/2018)
Ausschusse
Bericht Uber den Haushaltsvollzug (VL-69/2018)
Beratung und Beschlussfassung einer Satzung des Jugendparlaments (VL-65/2018)
Sachstandsbericht zur Einfuhrung von wiederkehrenden Stral3enbeitragen (MI-6/2018)
und zum Gesetz zur Neuregelung der Erhebung von Stral3enbeitréagen

5. Beratung und Beschlussfassung tber die AulRerkraftsetzung der (VL-62/2018)

StralR3enbeitragssatzung (einmalig) vom 17.03.2008 und der
StralBenbeitragssatzung (wiederkehrend) vom 08.12.2017 und Deckung
des Aufwandes der Investitionsaufwendungen fir den Umbau und
Ausbau der o¢ffentlichen Verkehrsanlagen nach MalRgabe der 88 11, 11a,
11b KAG (aktuellste Fassung) bzw. 893 HGO (aktuellste Fassung) uber
Steuereinnahmen (Antrag der WG-Fraktion)

6. Resolution der Stadtverordnetenversammlung Grof3almerode an die (VL-66/2018)
Hessische Landesregierung und die im Hessischen Landtag vertretenen
Parteien zur ganzheitlichen Abschaffung der Erhebung von
StralR3enbeitragen und zur Schaffung eines finanziellen Ausgleichs aus
Landesmitteln fir die Instandhaltung von verkehrstechnischer Infrastruktur
(Antrag der SPD-Fraktion)

Beratung und Beschlussfassung zur Prifung einer Windkraftbeteiligung (VL-68/2018)

Beratung und Beschlussfassung Uber eine UberplanméRige Ausgabe fir (VL-73/2018)
das Projekt "Alte Schule" in der Dorferneuerung WeiRenbach

9. Verschiedenes
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Sitzungsverlauf
Ausschussvorsitzender Marcus Liese ertffnet die Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses um
19:00 Uhr und stellt fest, dass die Einladung form- und fristgerecht erfolgt und der Ausschuss
beschlussfahig ist.

offentliche Sitzung

1. Wabhl eines Schriftfihrers fur die Stadtverordnetenversammlung und VL-57/2018
die Ausschisse

Beschluss:
Die Stadtverordnetenversammlung beschliel3t den Mitarbeiter Herrn Matthias Wittich als weiteren
Schriftfihrer fir die Stadtverordnetenversammlung und die Ausschiisse zu wahlen.

Abstimmungsergebnis:

Anwesend Ja-Stimmen Nein-Stimmen Enthaltungen
9 9 0 0
2. Bericht Gber den Haushaltsvollzug VL-69/2018
Beschluss:

Der Bericht zur Haushaltsausfuhrung fiir den Zeitraum vom 01.01.2018 — 30.06.2018 in Form der
Anlage zu dieser Vorlage wird zur Kenntnis genommen.

Der Bericht ist in der vorliegenden Form der Stadtverordnetenversammlung am 30.08.2018
vorzulegen.

Abstimmungsergebnis:

Anwesend Ja-Stimmen Nein-Stimmen Enthaltungen
9 9 0 0
3. Beratung und Beschlussfassung einer Satzung des VL-65/2018

Jugendparlaments

Fraktionsvorsitzender Praul’ findet es wichtig, ein Jugendparlament zu griinden. Allerdings findet
er den Wahltermin zu kurzfristig.

Bgm. Thomsen erlautert, dass bis zum 27.09.2018 noch genug Zeit ist und auch noch eine
Landtagswahl vorbereitet werden muss. AuRerdem hat das Schuljahr bereits angefangen und
daher ist es sinnvoll dies so schnell wie moglich durchzufuhren. Alle Jugendlichen, die in Frage
kommen, werden im Vorfeld angeschrieben und kénnen sich selbst zur Wahl vorschlagen.

Fraktionsvorsitzender Range findet die Griindung eines Jugendparlamentes sinnvoll und wichtig,
um Politikverdrossenheit entgegen zu wirken.

Niederschrift der Sitzung Nr. 4/2018 des Haupt- und Finanzausschusses 3von 12




Ausschussmitglied Stache lasst verlauten, dass in Anbetracht des Wahltermins und der knapp
bemessenen Zeit die bereits involvierten Jugendlichen einen Wissensvorsprung gegentber denen
hatten, die sich noch nicht mit dem Thema beschéftigt hatten.

Stadtverordnetenvorsteher Anacker entgegnet, dass das Thema schon seit lAngerer Zeit mit den
Jugendlichen diskutiert wird.

Bgm. Thomsen fugt an, dass die Jugendlichen aufgrund der sozialen Medien gut informiert und

vernetzt sind.

Beschluss:
Die Stadtverordnetenversammlung beschlief3t die Satzung fir das Jugendparlament der Stadt
Grol3almerode in Form der Anlage zu dieser Vorlage.

Abstimmungsergebnis:

Anwesend Ja-Stimmen Nein-Stimmen Enthaltungen
9 9 0 0
4, Sachstandsbericht zur Einfihrung von wiederkehrenden MI-6/2018

StraRenbeitragen und zum Gesetz zur Neuregelung der Erhebung
von StralRenbeitragen

Fraktionsvorsitzender Pforr beklagt, dass die Faulbach nicht in das Abrechnungsgebiet der
Kernstadt mit einbezogen wird und fordert eine weitere Prufung durch die Verwaltung.

Ferner gibt er bekannt, dass eine Steigerung von 190 % des Hebesatzes bei der Grundsteuer nicht
hinnehmbar sei. AuRerdem wird dies wahrscheinlich nicht das Ende sein, weil auch die Eigenmittel
fur das Schwimmbad finanziert werden missen. Man hétte somit bald ,Wanfrieder Verhaltnisse”.

AulRerdem sei dies eine heimliche Mieterh6hung die nicht zu rechtfertigen sei. Dies hétte mit sozial
nichts mehr zu tun.

Er fordert das Land auf, eine ausreichende Finanzausstattung herbei zu fihren. Wie solle
schlie3lich den hessischen Burgern die Stral3enbeitrage zahlen erklart werden, dass das Land
Hessen im Landerfinanzausgleich kraftig an Berlin zahlt, und dessen Blrger keine Stral3enbeitrage
zahlen missen. Das Land misse eine Finanzierung bereit stellen, die in der Annahme so hoch ist,
als gébe es Stral3enbeitrage.

Fraktionsvorsitzender Range schlagt vor, die Diskussion in den nachsten Tagesordnungspunkt zu
verlegen.

Bgm. Thomsen fiigt an, dass eine Priifung der Faulbach vorgenommen wurde und diese nach
juristisch fundierter Aussage des HSGB definitiv ein eigensténdiges Abrechnungsgebiet bildet.
Dies ist in einem Fall in Rheinland-Pfalz bereits vom Bundesverfassungsgericht entschieden
worden. Eine weitere Prifung ist nicht erforderlich.

AulRerdem erinnert er noch an die Antragstellung beim Land zur Einfuhrung der wiederkehrenden
Beitrage (WKB), wonach ca. 20.000 € versprochen wurden. Dieser wurde zurlick gesandt, mit der
Begriindung es gabe noch keine Forderrichtlinie. Eine erneute Antragstellung im Herbst wird
erforderlich sein.
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5. Beratung und Beschlussfassung Uber die AuRerkraftsetzung der VL-62/2018
StralRenbeitragssatzung (einmalig) vom 17.03.2008 und der
StralRenbeitragssatzung (wiederkehrend) vom 08.12.2017 und
Deckung des Aufwandes der Investitionsaufwendungen fir den
Umbau und Ausbau der 6ffentlichen Verkehrsanlagen nach MalRgabe
der 88 11, 11a, 11b KAG (aktuellste Fassung) bzw. 8§93 HGO
(aktuellste Fassung) Uber Steuereinnahmen (Antrag der WG-

Fraktion)

Fraktionsvorsitzender Range erlautert ausfuhrlich den vorliegenden Antrag der WG-Fraktion. Er
weil3, dass dies ein schwieriges Thema ist. Er gibt jedoch zu Bedenken, dass eine andere
Rechtslage galt, als man sich fur wiederkehrende Beitrage einsetzte. Die Einflihrung der WKB hielt
man zum damaligen Zeitpunkt flr die solidarischste Losung.

Mit der kirzlich stattgefundenen KAG-Novelle erdffnet das Land Hessen aber nun eine andere
Finanzierungsmoglichkeit, abweichend von Beitragen. Dies wird durch die gleichzeitige Anderung
des § 93 HGO ermdglicht, sodass die Grundsteuer als allgemeines Deckungsmittel vor
StralRenbeitrégen in Frage kommt.

Er erlautert, dass die Grundsteuer die breiteste Verteilungsmdglichkeit darstellt, um die
entfallenden Stral3enbeitrage gegen zu finanzieren. Es ist ihm jedoch auch bewusst, dass eine
Benachteiligung derer entsteht, die bereits in den letzten Jahren zu Beitrdgen heran gezogen
wurden. Das Land Hessen stellt derzeit den Kommunen zur Kostendeckung keine Mittel zur
Verfigung. Eventuell bringe die Landtagswahl eine Veranderung mit sich.

Er lobt den kirzlich durchgefuhrten Versuch der Sanierung mittels Dlnnschichtverfahren, wobei
diese Art nicht straRenbeitragsfahig ist und deshalb aus allgemeinen Haushaltsmitteln, also
mitunter auch der Grundsteuer, finanziert werden muss. Viele StraRen mussen derzeit
instandgesetzt oder grundhaft erneuert werden, da in der Vergangenheit eine Instandhaltung zu
kurz kam. Dies war jedoch der Haushaltslage geschuldet.

Fraktionsvorsitzender Praul3 erklart, dass es wichtig ist, diese Diskussion zu fuhren. Er fand bisher
die Erhebung der WKB als die solidarischste Erhebungsmethode. Eine Abschaffung der WKB und
eine gleichzeitige Erhohung der Grundsteuer sei unsolidarisch. Auch gibt er zu Bedenken, dass
viele Mieter von der Erhdhung der Grundsteuer betroffen seien und diese nicht wiissten, was auf
sie zu kdme.

AulRerdem werden die Eigentiimer benachteiligt, die in den letzten Jahren Beitrdge entrichtet
haben. AuRerdem sei seiner Meinung nach der Verwaltungsaufwand der WKB kein Grund diese
wieder abzuschaffen.

Auch glaubt er nicht an eine Senkung der Grundsteuer, falls keine MalRhahme in einem Jahr
durchgefihrt wird. Die Eigentiimer hatten sodann fur eine kalkulierte MalRnahme gezahlt, bekdmen
jedoch keine Gegenleistung in Form eines StraRenbaus.

Nach seiner Meinung ist dies eine Diskussion, die ,Hals Uber Kopf* geschehe.

Ausschussmitglied Uwe Fischer erklart, dass die Sach- und Rechtslage sich im Vergleich vor der
Einfiihrung der WKB geandert habe. AuRerdem fand die Anderung des § 93 HGO in der Presse
wenig Aufmerksamkeit. Die Gemeinde Meinhard habe seit Jahren einen Hebesatz von 650 % bei
der Grundsteuer. Auch hatten diese eine Stral3enbeitragssatzung, die jedoch nie angewandt
wurde, weil aber auch keine grundhaften StralRenbaumal3nahmen durchgefiuihrt wurden. Die Stadt
Eschwege sei finanziell dazu in der Lage, eine Finanzierung durch langfristige Kredite zu sichern.
Jedoch kostet jede Verbesserung der Strafl3e, ob grundhaft oder nicht, Geld. Auch bringen die
WKB héarten mit sich, weil UbergroRe Grundstiicke auch zu beachtlichen Betragen heran gezogen
werden.
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Laut Fraktionsvorsitzender Range wird die Beflirchtung vom Fraktionsvorsitzenden Pforr, dass
eine Spiralwirkung entstehe, sich nicht bewahrheiten. Auch, dass in einem Jahr keine
Strallenbaumalnahme durchgefihrt wird und die Birger die Steuern ,umsonst” zahlen wirden,
sei nicht zu beflirchten. Ferner erklart er, dass auch Mieter die Stral3e nutzen. Insofern sei eine
Beteiligung derer auch gerechtfertigt. Sofern eine Bezuschussung durch das Land Hessen
erfolgen sollte, wird sich dieses das Geld an anderer Stelle wieder zuriickholen, bzw. Mittel fur
andere Bezuschussungen und dergleichen kirzen.

Fraktionsvorsitzender Praul3 erklart, dass die Situation von Eschwege, Meinhard und
Grofl3almerode nicht vergleichbar sei. Eschwege ist wegen seiner finanziellen Moglichkeiten nicht
auf Beitrdge angewiesen. In dieser Situation befindet sich die Stadt GroRalmerode jedoch nicht.

Die Diskussion, welche StralRen vordringlich saniert werden sollen, wird in der Offentlichkeit seiner
Meinung nach lauter werden. Auch wurden die Mieter bereits seit Jahren die Grundsteuer
mitbezahlen.

Ausschussmitglied Stache findet sowohl einmalige Beitrage, als auch WKB ungerecht und pladiert
fur eine Abschaffung der Beitrage, denn der Verkehr, der Uber die Stral3e flie3t sei nicht zu
beeinflussen. Die Instandhaltung der Straf3en sei nach seiner Meinung in den letzten Jahren viel
zu kurz gekommen. Dies sehe man in Trubenhausen in der Stral3e ,Auf dem Klengenberg®“. Bei
einer Abschaffung der Beitrage gabe es zudem kein Problem der Hartefélle mehr. Die
Finanzierung solle tber alle erfolgen.

Fraktionsvorsitzender Range fligt an, dass sofern das Land Hessen die Finanzierung (teilweise)
Ubernimmt, wird das Geld an anderer Stelle wieder eingespart werden. Es kommt auf das Ergebnis
der Landtagswahlen und entsprechende Koalitionsverhandlungen an.

Fraktionsvorsitzender Pforr fligt an, dass in den letzten Jahren so wenig in die Instandhaltung
investiert wurde, weil der Haushalt die Mittel nicht vorsehen konnte.

Herr Range gibt Herrn Stache Recht: Die Stral3e ,Auf dem Klengenberg“ in Trubenhausen sei
.=abenteuerlich“. Zudem sei das bisher durchgefiihrte ,Patch-Verfahren wenig sinnvoll. Dies sei nur
eine sehr kurzfristige Losung. Bei konsequenter Durchfiihrung von Instandhaltungsmafinahmen
sei jedoch auch eine Erhéhung der Grundsteuer notwendig.

Er sieht nicht das Problem auf die Stadt zukommen, dass einige Burger dafur pladieren, dass ,ihre
Stralde” dann vorrangig grundhaft erneuert wird.

Bgm. Thomsen findet den Antrag soweit in Ordnung, da er zumindest eine
Gegenfinanzierungsmaoglichkeit aufzeigt. Zudem fiigt er an, dass Eschwege und Witzenhausen ein
anderes Steueraufkommen haben und sich deshalb aktuell die Gegenfinanzierung leisten kdnnen.
Dies kommt fur GrofRalmerode nicht in Frage. In den letzten Jahren war fir die Sanierung deshalb
so wenig Geld im Haushalt, weil sowieso schon zu hohe Defizite ausgewiesen wurden.

Der ihm vorliegende SPD-Gesetzesentwurf zur Abschaffung der Beitrage bei gleichzeitiger
Einfuhrung eines Investitionsprogramms wiirde fur die Stadt Grof3almerode Uberschlagig einen
Zuschuss i. H. v. 84.000 € bedeuten. Gewinnen wurden bei diesem Programm alle Kommunen
ohne Stral3enbeitragssatzung, die eine Erh6hung der Grundsteuer auch nicht nétig haben.
Seiner Meinung nach sollte das Thema in Ruhe angegangen werden und gewartet werden bis
nach der Wahl. Er pladiert fir eine Vertagung des Tagesordnungspunktes.

Ausschussmitglied R6se beméngelt, dass der aufgefiihrte Durchschnittswert zu hoch sei und in

den letzten Jahren wenig umgesetzt wurde. AuRerdem wirden bei Finanzierung durch die
Grundsteuer kleinere Orte benachteiligt werden, da diese im Vergleich weniger StralRen haben.
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AulRerdem argert er sich, dass er als Ortsvorsteher nicht in den Wirtschafts- und
Verkehrsausschuss eingeladen worden sei.

Fraktionsvorsitzender Range gibt Herrn R6se Recht.

Er merkt jedoch an, dass eine Querfinanzierung Uber alle Orte hinweg auch in den letzten Jahren
stattgefunden hat. Zudem konne der Antrag auch noch zuriickgezogen werden, bis eventuell durch
die Landtagswahl und Koalitionsbildung wieder andere Voraussetzungen geschaffen werden.

Ausschussmitglied Ahlborn bemangelt die Vorgehensweise. Dritte (der Wirtschafts- und
Verkehrsausschuss) entscheiden tiber die Sanierung von Anliegerstral3en. Er dul3ert, dass er die
WKB gut fande. So wirden Hartefalle entscharft. Zudem ist er gegen eine Anhebung der
Grundsteuerhebesétze, da die Grundsteuer nicht zweckgebunden ist und im Zweifelsfall
anderweitig verwendet werden konnte.

Ausschussmitglied Fischer entgegnet, dass mit dem Geld verantwortungsvoll umgegangen werde.
Dies sei so auch in den letzten Jahren schon geschehen.

Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung beschliel3t, die Stral3enbeitragssatzung (einmalig) vom
17.03.2008 und die StralRenbeitragssatzung (wiederkehrend) vom 08.12.2017 aufzuheben. Eine
entsprechende Aufhebungssatzung ist durch den Magistrat zu erarbeiten.

Zur Deckung des Aufwandes der Investitionsaufwendungen fur den Umbau und Ausbau der
offentlichen Verkehrsanlagen der Stadt Grof3almerode soll stattdessen nach Mal3gabe der §§ 11,
11a, 11b KAG (aktuellste Fassung) bzw. 893 HGO (aktuellste Fassung) verfahren werden. D.h.,
alle Aufwendungen fur Investitionsaufwendungen fir den Umbau und Ausbau der 6ffentlichen
Verkehrsanlagen der Stadt Gro3almerode (sowohl der Eigenanteil der Stadt GroRalmerode, sowie
- neu - der Burgeranteil, bisher gedeckt durch Stral3enbeitrdge) sollen ab dem 01.01.2019 durch
Steuern (Grundsteuer) gedeckt werden.

Hierzu ist der Stadtverordnetenversammlung durch den Magistrat bis zum Jahresende 2018 eine
Grundsteuererh6hung (Grundsteuer A und B) fir 2019 als Beschlussvorlage vorzulegen, welche
dem Umfang nach den Einnahmen entspricht, die nach den bisher gultigen
StralRenbeitragssatzungen fir die in 2018 angefallenen Investitionsaufwendungen fir den Umbau
und Ausbau der 6ffentlichen Verkehrsanlagen erhoben worden wéren.

Weiterhin wird der Magistrat beauftragt, eine Prifung vorzunehmen, in wie weit die 0.g. Regelung
auch auf die sog. ErschlielBungsbeitragssatzung vom 17.03.2008 Anwendung finden kann. Das
Prufungsergebnis ist der Stadtverordnetenversammlung bis Ende 2018 mitzuteilen.

Abstimmungsergebnis:

Anwesend Ja-Stimmen Nein-Stimmen Enthaltungen
9 3 6 0
6. Resolution der Stadtverordnetenversammlung Grof3almerode an die VL-66/2018

Hessische Landesregierung und die im Hessischen Landtag
vertretenen Parteien zur ganzheitlichen Abschaffung der Erhebung
von Stral3enbeitragen und zur Schaffung eines finanziellen
Ausgleichs aus Landesmitteln fur die Instandhaltung von
verkehrstechnischer Infrastruktur (Antrag der SPD-Fraktion)

Fraktionsvorsitzender Praul? rigt, dass das Land die Kommunen mit dieser Gesetzesanderung
einmal mehr im Stich lasse. Er erlautert sodann den Inhalt der Resolution, mit der gegeniber dem
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Land ein Zeichen gesetzt werden soll, dass dieses seinen Birgern eine ausreichende Infrastruktur
zur Verfugung stellen soll. Die Investitionspauschale soll so hoch sein, als wéaren Beitrédge erhoben
worden. Andere Kommunen haben bereits &hnliche Resolutionen verabschiedet.

Fraktionsvorsitzender Pforr fehlen konkrete Zahlen in der Resolution. Diese miissen angegeben
werden, da auch die Investitionspauschale genau wie die Kita-Geblhren zu niedrig ausfallen wird.
AulRerdem sei der Antrag zu friih, man solle bis nach der Wahl warten.

Fraktionsvorsitzender Range rlgt das Land, da es sich aus der Finanzierung heraus hélt. Er
begrif3t die Resolution und die Grundidee, Druck beim Land aufzubauen.

Fraktionsvorsitzender Praul3 erklart, dass die Stadtverordnetenversammlung nicht konkret fiir
GroRalmerode diese Resolution auf den Weg bringt, sondern fir alle hessischen Kommunen.
Deshalb enthalte die Resolution auch keine Zahlen. Die Freien Wéhler Hessens fordern im Internet
dazu auf, sich an der Abschaffung der Stral3enbeitrdge zu beteiligen. Vor der Wahl sei seiner
Meinung nach genau die richtige Zeit um auf die Landesregierung Druck aufzubauen, um etwas zu
erreichen.

Ausschussmitglied Stache ist ebenfalls der Ansicht, dass jetzt Druck auf die Landesregierung
aufgebaut werden musse. In Bayern habe dies ebenfalls funktioniert. Straf3en sind seiner Meinung
nach ein Grundbedirfnis, dass durch eine Finanzierung durch das Land oder den Bund gedeckt
werden musse.

Ausschussmitglied Fischer erlautert, dass es die Forderung der Freien Wéahler schon langer
existiere. Diese missen dabei unterstitzt werden. Er erklart zudem, dass die Freien Wahler
Hessens nichts mit der Wahlergemeinschaft Gro3almerode zu tun haben.

Fraktionsvorsitzender Range erklart abschliel3end, dass der Landtagswahlkampf nicht im
Ausschuss diskutiert werden solle. Die Resolution sei in der vorgelegten Form akzeptabel. Es
musse jedoch dann auch richtig Druck ausgeiibt werden, um das Nord - Sud Gefélle
auszugleichen.

Beschluss:
Die Stadtverordnetenversammlung GrofRalmerode fordert die hessische Landesregierung

dazu auf, die Verantwortung fur die zwingend notwendigen Infrastrukturmaf3nahmen der
Stadte und Gemeinden zu Gibernehmen und die Beitrage fir den Ausbau von Stral3en
ganzheitlich abzuschaffen. Die 88 11 und 11a KAG werden ersatzlos gestrichen.

Die Finanzierung des Ausbaus von Straf3en und Wegen wird aus allgemeinen Steuermitteln
vorgenommen. Das Land Hessen stattet hierzu seine Kommunen mit einer angemessenen
Investitionspauschale aus.

Abstimmungsergebnis:

Anwesend Ja-Stimmen Nein-Stimmen Enthaltungen
9 5 2 2
7. Beratung und Beschlussfassung zur Prifung einer VL-68/2018

Windkraftbeteiligung

Bgm. Thomsen erklart die ablehnende Haltung des Magistrats zur Beteiligung an den Windparks
(WP’s).
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Fraktionsvorsitzender Range erlautert, dass kein Wirtschaftspriifer genau garantieren kann, dass
ein Wirtschaftsjahr wie berechnet eintritt. Ferner sei dies keine Finanzierungstatigkeit einer
Kommune. Er findet es jedoch grundsatzlich gut, dass diese Frage vor der Erstellung eines
Gutachtens geklart wird.

Fraktionsvorsitzender Pforr erinnert, dass es bereits einen ablehnenden Beschluss zur Beteiligung
gab. Zudem sei es unvereinbar 9 Mio. Euro in eine Windparkbeteiligung zu investieren und auf der
anderen Seite die Grundsteuer zu erhdhen.

Ausschussmitglied Ahlborn merkt an, dass es keine Aufgabe der Kommune ist, sich mit Krediten
an Windparks zu beteiligen. Den Burger mit einer solchen Summe an einem Windpark zu
beteiligen ist untragbar. Die Zahlen der ENTEGA halten zudem keiner Plausibilitatsprifung stand.
Das vorgelegte Angebot sei unserios.

Fraktionsvorsitzender Praul3 erklart, dass man sich unglaubwirdig machen wirde, wenn man erst
gegen die Errichtung von WP’s kampfe und sich im Nachgang daran beteiligen wirde.

Ausschussmitglied Stache berichtet von seinen Beobachtungen. Dieses Jahr sei beispielsweise
ein sehr schlechtes Windenergiejahr gewesen. Die Anlagen hatten sehr viel still gestanden.

Fraktionsvorsitzender Range weist auf die Problematik des Riickbaus hin. Die Rotorblatter seien
aus einem Material, dass dem Sondermull zugefiihrt werden misse. Falls also die
Finanzierungseinlagen nicht flr die Entsorgung ausreichen, muss das Unternehmen fir die
Entsorgung aufkommen. Die Stadt Gro3almerode haftet demnach im schlechtesten Fall mit Gber 9
Mio fir den Riuckbau. Eine Gewinnerwirtschaftung, in zumindest ahnlicher Hohe, ist nicht zu
erwarten. Zudem ist es unlogisch sich weitere Anteilseigner heran zu ziehen, weil die derzeitigen
Anteilseigner somit Ihren Gewinnanteil reduzieren wirden.

Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung beschliel3t, dass grundséatzlich die Bereitschaft zur Beteiligung
an einem oder mehreren Windparks besteht. Der Magistrat wird beauftragt entsprechende
Investitionsmoéglichkeiten unter Hinzuziehung von Gutachten zu priifen.

Abstimmungsergebnis:

Anwesend Ja-Stimmen Nein-Stimmen Enthaltungen
9 0 9 0
8. Beratung und Beschlussfassung Uber eine UberplanmaRige Ausgabe VL-73/2018

fur das Projekt "Alte Schule" in der Dorferneuerung Weif3enbach
Bgm. Thomsen erlautert den Inhalt der Beschlussvorlage und die Ergebnisse der Baukommission.

Ausschussmitglied und Ortsvorsteher von Weil3enbach, Gert Rdse, tragt den derzeitigen Stand
vor. Der Schwerpunkt ist die Sanierung des Gebaudes mit einem abgestimmten Baukonzept und
detaillierter Kostenberechnung.

Das Dach des Gebaudes ist tiber 90 Jahre alt und es mussten seither viele Reparaturen an jenem
vorgenommen werden. Die Fenster missen gewechselt, das Mauerwerk des Geb&udes
getrocknet und abgedichtet werden, die Kiiche ist stark renovierungsbedurftig und die Heizung ist
ebenfalls zu modernisieren.
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Man hat zusammen mit dem Architekturbiiro das urspriingliche Sanierungsprogramm bereits auf
ein Minimum reduziert. Es gibt keine weiteren Moglichkeiten weitere Leistungen aus dem
Sanierungsplan zu streichen. Das Architekturblro prift derzeit, ob es mdglich ist, einige Arbeiten
in Eigenleistung durch Ehrenamtliche durchfiihren zu lassen.

Fur das Dorf sei dieses DGH eminent wichtig. Er sieht zudem eine héhere Auslastung durch die
Nutzung als Tagungszentrum.

Fraktionsvorsitzender Pforr erklart, dass er damals gegen eine Umsetzung des Projektes war, weil
die Belegungszahlen sehr schlecht waren, bzw. noch sind. Die Preissteigerungen seien seiner
Meinung nach konjunkturbedingt. Diese Steigerung muss jedoch das Ende sein. Die CDU wiirde
unter den genannten Voraussetzungen fur eine Umsetzung der Mal3nahme sein.

Ausschussmitglied Fischer fragt nach der Gegenfinanzierung der UPL. Das Thema
Flachdachkindergarten sei in der Baukommission noch nicht abschlieRend diskutiert. Das DGH ist
offensichtlich in einem schlechten Zustand. Er ist sich jedoch nicht sicher, ob eine Steigerung der
Belegung durch die Sanierung erreicht werden kann. Er fragt, ob dem wahrscheinlichen
Hauptmieter die angedachte Sanierung ausreicht.

Laut Fraktionsvorsitzendem Range verbietet sich eine Sanierung eigentlich aus wirtschaftlicher
Sicht. Um jedoch die Attraktivitat der kleinen Orte zu steigern, sei eine Sanierung notwendig, auch
wenn dies viel Geld fir eine solch alte Bausubstanz sei. Er halte zudem die Méglichkeit eines
Kindergartens fir nicht praktikabel und auch die erhéhten Betriebskosten stehen dem entgegen.
Am zielfihrendsten sei eine Umsetzung des Bauvorhabens.

OV Rose entgegnet, dass eine Prognose sehr schwer sei. Der wahrscheinliche Hauptnutzer hat 3-
4 Anfragen pro Monat fur eine Tagung. Er geht bei diesen detailliert aufgefiihrten Kosten nicht von
einer Steigerung aus.

Laut Fraktionsvorsitzendem Prauf wird sich das DGH auch nach der Sanierung wirtschaftlich nicht
tragen. Der Mehrwert fir den kleinen Ort ist jedoch nicht in Geld zu bemessen.

Bgm. Thomsen antwortet auf die Frage des Herrn Fischer, dass beim Flachdachkindergarten noch
keine Entscheidung gefallen sei. Allerdings sei dies die einzige Moglichkeit, dass Projekt in die
Wege zu leiten. Die Gelder fur den Abriss des Flachdachkindergartens missen im nachsten Jahr
neu angesetzt werden, sofern ein Abriss durchgefiihrt werden soll. Nach seiner Meinung wird die
Auslastung steigen, da das Konzept schlissig erscheint. Die Baukommission kann die Kosten
allerdings auch noch einmal priifen und der Beschluss bis dahin vertagt werden.

Ausschussmitglied Stache wird dem Bau zustimmen, auch um eine Gleichbehandlung gegentber
den anderen Ortsteilen zu erreichen. Ferner laufen die DE-Maflinahmen mit derartigen
Forderquoten aus, sodass eine Umsetzung wenn dann jetzt erfolgen sollte. Nach seiner Ansicht
sei das DGH ein Stitzpfeiler der Dorfgemeinschaft.

Fraktionsvorsitzender Range merkt noch an, dass dies auch die letzte Mdglichkeit ist in diesem
kleinen Ort einen Beerdigungskaffee durchzufiihren. Der Punkt kbnne aber auch laut ihm
nochmals vertagt werden, bis die Baukommission eine Prifung vorgenommen hat.

In der Diskussion hat man sich somit auf die Beschlussalternative 1 geeinigt.

Beschluss:
Die Stadtverordnetenversammlung beschlief3t die Genehmigung der Uberplanmafigen

Haushaltsausgabe bei der Investitionsnummer 1153010.24 — Umbau DGH Weilienbach DE — in
Héhe von 180.000 € fur das Haushaltsjahr 2018. Als Gegenfinanzierung wird die Einsparung bei
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der Investitionsnummer 1061010.04 — Umbau Rote Schule Abriss KIGA alt KIP/Land —, in Hohe
von 145.000 € und bei der Investitionsnummer 1042010.02 — Sanierung Glas- und
Keramikmuseum — in Hohe von 35.000 € beschlossen.

Abstimmungsergebnis:

Anwesend Ja-Stimmen Nein-Stimmen Enthaltungen
9 5 2 2
9. Verschiedenes

Fraktionsvorsitzender Range dankt fir das am Freitag, den 17.08.2018 stattgefundene Grillen mit
Mandatstragern und Verwaltungsmitarbeitern in Rommerode.

Ausschussmitglied Fischer fragt nach einem Zuwendungsbescheid fur den Brandschutz und die
allgemeine Hilfeleistung im Kaufunger Wald. Bgm. Thomsen erkléart, dass es sich hier um eine
Fehlinformation handelt und es keinen Zuwendungsbescheid gébe.

Ausschussmitglied Stache aul3ert seinen Unmut Uber die schlechte Internetverbindung. Er ist
schwer enttduscht von der Netcom. Es gibt bereits viele Beschwerden, jedoch wird das Problem
nicht behoben. Er fordert, dass bei der Netcom Druck ausgeibt werden soll.

Bgm. Thomsen entgegnet, dass das Problem bekannt sei und bereits ein Termin mit den
Blrgermeistern, dem Landrat und einem Vertreter der Netcom stattgefunden hat.
Aus bisher unerklarlichen Griinden baut die Telekom derzeit ebenfalls ihr Netz aus.

Fraktionsvorsitzender Range fragt nach, ob es fur die Eroffnung des Radweges zwischen
Velmeden und Laudenbach bereits einen offiziellen Termin gabe. Lt. Bgm. Thomsen ist dies nicht
der Fall. Sobald ein Termin feststeht wird eine entsprechende Einladung folgen.

Ausschussmitglied Stache fragt an, ob die anstehende Burgerversammlung in Trubenhausen im
Hinblick auf die Landtagswahl und eine sich danach eventuell anders darstellende Rechtslage
nicht verschoben werden solle. Stadtverordnetenvorsteher Anacker stimmt zu, dass diese
verschoben werden kénnte, halt es jedoch nicht fur sinnvoll. Selbst wenn eine andere
Landesregierung gewahlt werden sollte, so wird die Anderung des Gesetzes nicht unmittelbar
danach erfolgen.

Fraktionsvorsitzender Praul3 ist der Meinung, die Veranstaltung mit dem Status quo stattfinden zu
lassen. Bgm. Thomsen fligt an, dass die Blirgerinitiative Trubenhausens den Termin gerne wollte.
Es wird auBerdem eine Presseberichterstattung mit allen zu beachtenden Faktoren erfolgen.

Bgm. Thomsen macht auf das nun online verfigbare Anregungs- und Ereignismanagement (auf
der Homepage unter ,Mangelmelder” zu finden) aufmerksam. Dieses kann von allen Birgerinnen
und Blrgern nun fur verschiedenste Ereignisse genutzt werden. Dabei gibt es zu jedem
gemeldeten Ereignis auch eine Rickmeldung Uber den Stand der Bearbeitung.
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Ausschussvorsitzender Marcus Liese schlief3t die Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses um
22:00 Uhr und bedankt sich bei den Ausschussmitgliedern fir ihre Teilnahme.

GrolRalmerode, 24.08.2018

Ausschussvorsitzender Schriftfihrer

Marcus Liese Finn Thomsen
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Beschlussvorlage

Stadt _ ffentlich -
GroBalmerode VL-65/2018

Federfihrendes Amt Ordnungs-, Sozial-,
Melde- und
Standesamt
Datum 08.08.2018
Beratungsfolge Termin Beratungsaktion
Magistrat der Stadt Grof3almerode 13.08.2018 vorberatend
Haupt- und Finanzausschuss 23.08.2018 vorberatend
Stadtverordnetenversammlung der Stadt 30.08.2018 beschlieRend
GroRRalmerode
Betreff:

Beratung und Beschlussfassung einer Satzung des Jugendparlaments

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung beschlief3t die Satzung fiir das Jugendparlament der Stadt
Grol3almerode in Form der Anlage zu dieser Vorlage. .

Finanzielle Auswirkungen:

Jahrlich sollen fiir die Jugendlichen 3.000 Euro Haushaltsmittel fiir Projekte, Veranstaltungen und
MalRnahmen des Jugendparlaments zur Verfligung stehen. Die Haushaltsmittel sind auf das
Folgejahr ganz oder teilweise Ubertragbar. Die Auftrage werden Uber den Magistrat/die
Stadtverwaltung abgewickelt. Der Magistrat erhalt gegen Ende der Legislaturperiode einen
Finanzbericht. Im Jahr 2018 werden 1.500,00 € bereitgestellt. Diese stehen durch Umschichtung
zur Verflgung.

Sachdarstellung:

In Bezug auf § 4c HGO ist das Jugendparlament eine Form der Jugendbeteiligung, das heil3t die
Jugendlichen sollen ihre Interessen in der Stadt Grof3almerode vertreten. Die Stadt Grof3almerode
soll sich bei den Planungen und Vorhaben der Jugendlichen beteiligen. Fur die Griindung eines
Jugendparlaments muss eine Satzung vorgelegt werden, daher haben interessierte Jugendliche
mit der Verwaltung die beigefiigte Satzung fur das Jugendparlament der Stadt GroRalmerode
ausgearbeitet.

Die Zielgruppe des Jugendparlaments sind die jugendlichen Einwohnerinnen und Einwohner der
Stadt GroRRalmerode zwischen dem 12. und bis zum vollendeten 20. Lebensjahr. Das
Jugendparlament hat eine Legislaturperiode von einem Jahr und besteht aus 9 demokratisch
legitimierten Mitgliedern. Der Vorstand besteht aus dem/der Vorsitzenden, dem/der
stellvertretenden Vorsitzenden sowie zwei Beisitzer/innen. Die Jugendlichen haben in einer
Legislaturperiode mindestens 4 6ffentliche Sitzungen durchzufihren. Abweichend von § 4 der
Satzung des Jugendparlaments findet die erste Wahl am 27.09.2018 statt.



Anlage(n):
1. 20180806_Satzung Jugendparlament
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Stadt GroR3almerode

Satzung des Jugendparlaments der Stadt GroRalmerode

Aufgrund der 88 4c und 8c der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung
vom 7. Mérz 2005 (GVBI. |, S. 142), zuletzt geandert durch Gesetz vom 21. Juni
2018 (GVBI. S. 291) hat die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Grof3almerode
in ihrer Sitzung am 30.08.2018 folgende Satzung des Jugendparlaments
beschlossen:

§1
Aufgaben und Ziele

Das Jugendparlament stellt sich der Aufgabe, die Interessen der Jugendlichen
der Stadt GroRalmerode zu vertreten.

Das Jugendparlament ist unabhangig, parteipolitisch ungebunden und
konfessionell neutral.

Das Jugendparlament berat stadtische Gremien, in allen Themen, die
Jugendliche betreffen und stellt somit sicher, dass die Interessen der
Jugendlichen in kommunale Entscheidungen einflie3en.

Das Jugendparlament strebt an, Diskussionsforen zu veranstalten, um die
politische Teilhabe und Bildung der Jugendlichen zu unterstitzen und zu
fordern.

§2
Zusammensetzung des Jugendparlaments

Das Jugendparlament besteht aus 9 demokratisch legitimierten Mitgliedern.
Der/Die Blurgermeister/in der Stadt Grol3almerode, der/die
Stadtverordnetenvorsteher/in und die Schulsozialarbeit, sind beratende, nicht-
stimmberechtigte Mitglieder.

§3
Zusammenarbeit mit den stadtischen Gremien

Das Jugendparlament arbeitet eng mit dem Magistrat und der
Stadtverordnetenversammlung der Stadt Grof3almerode zusammen.

Die beiden stadtischen Gremien informieren und héren das Jugendparlament
in allen jugendrelevanten Themen.

Vertreterinnen und Vertreter des Jugendparlaments stellen Ansichten und
Vorschlage zu Themen, die die jugendlichen Einwohnerinnen und Einwohner
der Stadt GrolRalmerode betreffen, innerhalb Sitzungen der stadtischen
Gremien dar und tragen zur Entscheidungsfindung bei.



VI.

VII.

VIII.

8§84
Wahl und Konstituierung des Jugendparlaments

Alle jugendlichen Einwohnerinnen und Einwohner der Stadt GroRalmerode
wéahlen das Jugendparlament in freier, geheimer, gleicher und unmittelbarer
Wahl. Wahlberechtigt und wahlbar sind alle Jugendlichen im Alter von 12-20
Jahren.

Die Wahl des Jugendparlaments soll vier Wochen nach Ende der
Sommerferien stattfinden und wird durch den Wahlleiter festgesetzt. Die
Legislaturperiode betragt ein Jahr und startet sechs Wochen nach den
Sommerferien. Zur konstituierenden Sitzung des gewahlten Jugendparlaments
ladt der/die Burgermeister/in ein.

Die Wahlberechtigten verfiigen tber jeweils 3 Stimmen, die sie auf die
Kandidaten verteilen kénnen. Eine Haufung von Stimmen auf einen
Kandidaten/eine Kandidatin ist unzulassig.

Diejenigen Kandidatinnen und Kandidaten, welche die meisten Stimmen auf
sich vereinigen, gelten als gewahltes Mitglied des Jugendparlaments. Bei
Stimmengleichheit entscheidet das vom Wabhlleiter zu ziehende Los.

Die Wahl des Jugendparlaments wird durch den Gemeindewabhlleiter
durchgefuhrt.

Die Wahlhandlung findet vormittags in der Schule und nachmittags im
Rathaus statt.

Wahlvorschlage sind nur fir die eigene Person zuléassig und bis spatestens
zum 10. Kalendertag vor dem Wabhltag schriftlich beim Wahlleiter
einzureichen. Bei Personen unter 18 Jahren ist die Einverstandniserklarung
der Personensorgeberechtigten notwendig.

Die zugelassenen Wahlvorschlage werden vor der Wahl 6ffentlich bekannt
gemacht.

§5
Vorstand des Jugendparlaments

Das Jugendparlament wahlt zu Beginn der Legislaturperiode, aus seiner
Mitte, einen Vorstand, welcher die Aufgabe hat, das Jugendparlament nach
aul3en zu vertreten.

Der Vorstand besteht aus dem/der Vorsitzenden, dem/der stellvertretenden
Vorsitzenden sowie zwei Beisitzer/innen.

Zudem fungiert der Vorstand als Ansprechpartner fir den Magistrat, die
Stadtverordnetenversammlung und den/die Blrgermeister/in.

Daruber hinaus hat der Vorstand die Aufgabe, die Sitzungen des
Jugendparlaments vorzubereiten und durchzufuhren, sowie zu jenen
einzuladen.

§6
Sitzungen des Jugendparlaments

Jahrlich finden mindestens vier 6ffentliche Sitzungen des Jugendparlaments
statt. Die gewéhlten Vertreter/innen sind zur Teilnahme verpflichtet.

Der Vorstand ladt alle Mitglieder rechtzeitig zu den Sitzungen ein und fugt die
Tagesordnung den Einladungen bei.



Vi

VI,

Zudem werden Ort, Zeit und Tagesordnung der Sitzungen 6ffentlich bekannt
gegeben. Das Jugendparlament kann Beschliisse fassen, wenn mehr als die
Halfte der stimmberechtigten Mitglieder an der Sitzung teilnehmen.

Themen, die auf der Sitzung besprochen werden, sind dem Vorstand 14
Tage im Voraus zu nennen. Jedes Mitglied des Jugendparlaments hat ein
Antragsrecht.

Die Tagesordnung kann mit Zustimmung zwei Drittel der anwesenden
Mitglieder geandert oder erganzt werden.

Das Jugendparlament gibt sich eine Geschéftsordnung.

Es besteht die Mdglichkeit, Gasten der Sitzung, das Rederecht zu gewahren.

87
Finanzielle Mittel des Jugendparlaments

Fur Projekte, Veranstaltungen und Mal3hahmen des Jugendparlaments,
stehen ihm jahrlich (3.000 €) zur Verfligung. Diese Haushaltsmittel sind ganz
oder teilweise auf das Folgejahr Ubertragbar.

Die Auftrage werden Uber den Magistrat abgewickelt. Der Vorstand teilt
hierzu der Stadtverwaltung die beschlossenen Projekte und Veranstaltungen
mit.

Gegen Ende der Legislaturperiode wird dem Magistrat ein Finanzbericht
vorgelegt, in dem die getatigten Ausgaben deklariert sind.

§8
Ubergangsvorschriften

Die erstmalige Wahl findet abweichend von § 4 am 27.09.2018 statt.
Im Jahr 2018 stehen abweichend von § 7 1.500 Euro finanzielle Mittel zur
Verfiigung.

89
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach der Vollendung ihrer Bekanntmachung in
Kraft.

Die Satzung wird hiermit ausgefertigt:

Grof3almerode, den 30. August 2018



Mitteilungsvorlage

Stadt _ ffentlich -
GroBalmerode MI-6/2018

Federfihrendes Amt Bauamt

Datum 31.07.2018
Beratungsfolge Termin Beratungsaktion
Magistrat der Stadt Grol3almerode 13.08.2018 zur Kenntnis
Haupt- und Finanzausschuss 23.08.2018 zur Kenntnis

Betreff:

Sachstandsbericht zur Einfihrung von wiederkehrenden StraRenbeitragen und zum Gesetz
zur Neuregelung der Erhebung von Stral3enbeitragen

Mitteilung / Information:

1. Einbeziehung der Siedlung Faulbach in das Abrechnungsgebiet der Kernstadt

Am 05.10.2017 hat die Stadtverordnetenversammlung die Einfihrung von wiederkehrenden
StralRenbeitragen fir die Kernstadt und fur den Stadtteil Rommerode mit Wirkung zum 01.01.2018
beschlossen. Im Zuge des o. g. Einflihrungsbeschluss wurde die Verwaltung beauftragt die
Mdoglichkeit der Einbeziehung der Faulbach in das Abrechnungsbiet der Kernstadt zu prifen.

Der Hessische Stadte- und Gemeindebund (HSGB) wurde in der Zugehdorigkeitsfrage der
Faulbach um Stellungnahme gebeten. Der HSGB weist, bei der Bildung eines
Abrechnungsgebietes nach § 11a Abs. 2a Nr. 1 KAG, auf die Existenz eines
zusammenhangenden bebauten Gebietes hin. Zwischen der Kernstadt und der Siedlung Faulbach
liegt eine unbebaute AuRenbereichsflache von ca. 700 m (Luftlinie). Aufgrund des groR3en
AuBenbereichs kann die Kernstadt und die Siedlung Faulbach nicht als ein im Zusammenhang
bebauter Ortsteil bewertet werden.

8§ 11a KAG wurde im Zuge des Gesetzes zur Neuregelung der Erhebung von Stral3enbeitragen
vom 28.05.2018 geandert. Der bislang unter § 11a Abs. 2a KAG geforderte funktionale
Zusammenhang wurde ersatzlos gestrichen. Der o. g. rAumliche Zusammenhang bleibt
unverandert als Bedingung bestehen.

Aufgrund des fehlenden r&umlichen Zusammenhangs (vgl. § 11a Abs. 2a KAG) kann die Siedlung
Faulbach nicht in das Abrechnungsgebiet der Kernstadt aufgenommen werden. Die Siedlung
Faulbach musste unter Anwendung von 8§ 11a Abs. 2a Nr. 1 KAG als eigenstandiges
Abrechnungsgebiet definiert werden.

2. Sachstand zur Einfihrung von wiederkehrenden Stral3enbeitragen

Mit der Einfihrung von wiederkehrenden Strafl3enbeitréagen wurde der Erwerb einer
Softwareldsung erforderlich. Nach eingehender Sichtung der vorhandenen Angebote und
Abwagung der Vor- bzw. Nachteile hat sich die Verwaltung fur eine weitere Nutzung des aktuellen
Geoinformationssystem (GIS), dem System ,Ingrada“ von der Fa. Softplan, entschieden. Durch die
Entscheidung wurde lediglich der Erwerb einer zusatzlichen Applikation erforderlich und die
Ubrigen Abteilungen der Stadtverwaltung konnen weiterhin mit einem bewahrten und bekannten



GIS arbeiten. Im nachsten Schritt wurde die Firma A.D.N. Consulting, Schilerstral3e 17, 35415
Pohlheim mit der Durchflihrung einer Stral3enbefahrung und anschlieBender Ermittlung der
Geschossigkeiten in den unbeplanten Innenbereichen der Kernstadt und des Stadtteils
Rommerode beauftragt. Nachdem die Daten zur Verfiigung gestellt wurden, wurde seitens der
Verwaltung festgestellt, dass teilweise erhebliche Abweichungen zwischen den Ermittlungen der
Fa. A.D.N. Consulting und den Einschéatzungen der Verwaltung vorlagen. Das Projekt wurde an
den Dienstleister zuriickgegeben und Nachbesserung eingefordert. Auch nach erneuter
Uberarbeitung der Geschossigkeiten durch den Dienstleister wurden teilweise Unstimmigkeiten
festgestellt. Aufgrund der enormen Bedeutung der Grunddatenermittlung fir die Erhebung von
wiederkehrenden StralRenbeitragen entschied die Verwaltung die festgestellten Daten in
Ortbegehungen zu tberprifen. Nach Auswertung der ersten Begehungen mussten ca. 20 % der
Geschossigkeiten angepasst werden. Durch die Mehrarbeit in der Verwaltung nimmt die
Grunddatenermittiung mehr Zeit in Anspruch, als ursprtnglich geplant.

3. Gesetz zum pauschalen Ausgleich der Kosten bei der Einfuhrung von wiederkehrenden
StralRenbeitragen

Ferner wurde im Zuge des Gesetzes zur Neuregelung der Erhebung von Stral3enbeitragen ein
Gesetz zum pauschalen Ausgleich der Kosten bei der Einfihrung von wiederkehrenden
StralRenbeitrdgen verabschiedet. Dieses sieht vor, dass Gemeinden einen Antrag auf Gewahrung
einer Ausgleichszahlung beim Land Hessen stellen kénnen. Durch die Ausgleichszahlung sollen
die Aufwendungen zur Bildung von Abrechnungsgebieten finanziell ausgeglichen werden. Die
Ausgleichzahlung betragt nach 8§ 1 Abs. 2 des Gesetzes zum pauschalen Ausgleich der Kosten bei
der Einfihrung von wiederkehrenden Stral3enbeitrédgen 5 € je Einwohner, mindestens aber 20 T €
je Abrechnungsgebiet. Die Ausgleichszahlungen dienen ausschlie3lich dem Aufwandsausgleich
der Verwaltung und werden nicht beitragsmindernd eingesetzt.

Die Verwaltung hat am 12.06.2018 einen Antrag auf Ausgleichszahlung fur die
Abrechnungsgebiete Kernstadt und Rommerode gestellt. Mit Datum vom 25.06.2018 hat die
zustandige Stelle, das Regierungsprasidium Darmstadt, mit Verweis auf die noch zu erstellende
Auszahlungsrichtlinie den Antrag abgelehnt. Zu gegebener Zeit, voraussichtlich ab September
oder Oktober 2018, soll erneut ein Antrag gestellt werden.

4. Gesetz zur Neuregelung der Erhebung von StraRenbeitragen

Mit dem Gesetz zur Neuregelung der Erhebung von Straf3enbeitrdgen vom 28.05.2018 wurde
8§ 11 Abs. 1 S. 1 KAG wie folgt geandert:

,Die Gemeinden und Landkreise kdnnen zur Deckung ihres Aufwands fir die Herstellung,
Anschaffung, Erweiterung und Erneuerung ihrer 6ffentlichen Einrichtungen Beitrage erheben.”

Die bislang faktisch vorhandene Pflicht zur Erhebung von Stral3enbeitrédgen entféllt und den
hessischen Stadten und Gemeinden wird freigestellt, ob Stral3enbeitrage erhoben werden oder
nicht.

Des Weiteren wurde § 93 Abs. 2 S. 2 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) wie folgt
geandert:

»von der Verpflichtung, Entgelte vorrangig zu erheben, sind StraRenbeitrage nach den 88 11 und
11a des Gesetzes iiber kommunale Abgaben in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Mérz
2013 (GVBI. S. 134), zuletzt geandert durch Gesetz vom 28. Mai 2018 (GVBI. S. 247)
ausgenommen.”

Aufgrund der obigen Gesetzesanderung ist es rechtlich zulassig, auf die Erhebung von
StralRenbeitragen ganzlich zu verzichten. Durch die entfallenden StralRenbeitrage entsteht jedoch
ein Finanzierungsdefizit fir den kommunalen StraRenbau, welche die Stadt GroRalmerode aus
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den vorhandenen finanziellen Mitteln nicht decken kann. Aufgrund der Anderung von § 93 Abs. 2
S. 2 HGO und der damit einhergehenden Ausnahme von Stral3enbeitrdgen aus der
Finanzierungsreihenfolge ist es nunmehr moéglich den StralRenbau mit dem Steueraufkommen
bspw. aus der Grundsteuer zu finanzieren.

Um die mdglichen Auswirkungen einer Abschaffung von Stral3enbeitréagen und damit
einhergehender Gegenfinanzierungsnotwendigkeit darstellen zu kbnnen wurde seitens der
Verwaltung eine Modellberechnung durchgefihrt.

Um das durchschnittliche jahrliche Investitionsvolumen zu ermitteln wurden die StralBenbaukosten
von Stral3enbeitragsmalnahmen von 2009 (Einfuhrungsjahr Doppik) bis 2017 (zuletzt
abgeschlossenes Jahr) zusammengetragen, mit einer pauschalen Preissteigerung von 20 %
versehen und

25 % Gemeindeanteil zu Grunde gelegt.

HH-Jahr Beitragsfahige Kosten

2009 921.162,40 €
2010 82.773,23 €
2011 581.134,93 €
2012 292.232,62 €
2013 355.645,71 €
2014 338.828,44 €
2015 379.917,03 €
2016 337.250,53 €
2017 69.963,71 €

3.358.908,60 € Gesamtsumme
4.030.690,32 € Summe zzgl. 20 % Kostensteigerung

447.854,48 € durchschnittliche, jédhrliche Strallenbaukosten
335.890,86 € 75 % Biirgeranteil

Bei der Abschaffung von StraRenbeitrdgen entsteht ein durchschnittliches Defizit von 335 T €
jahrlich. Um diesen Betrag Uber die Grundsteuer A und B zu erwirtschaften, missten die
Hebesatze der Grundsteuer A und B von 460 % auf 650 % angehoben werden. Die Erh6hung um
190 % fuhrt im Bereich der Grundsteuer B zu einem Mehrertrag von ca. 330 T € und im Bereich
der Grundsteuer A zu einem Mehrertrag von ca. 10 T €.

Im Rahmen der Aufstellung eines Konsolidierungskonzeptes wurden die Auswirkungen der
geplanten Grundsteuererhéhungen an einem Mustergrundstiick deutlich gemacht. Anhand dieses
Beispiels sollen nachfolgend die Auswirkung der Grundsteuer B — Erhéhung dargestellt werden:

Neuwertiges Einfamilienhaus mit einem festgesetzten Grundsteuermessbetrag von 90,00 €.
(Messbetrag x Hebesatz der Stadt Grof3almerode)

Aktueller Hebesatz:
90,00 € x 460 % = 414,00 € Grundsteuer B pro Jahr

Notwendige Erhéhung:
90,00 € x 650 % = 585,00 € Grundsteuer B pro Jahr

Durch die Abschaffung von Stral3enbeitragen und einer damit verbundenen Grundsteuererhéhung
entstehen fur das modellhaft angenommene Einfamilienhaus Mehrausgaben fir die Grundsteuer B
von beispielsweise 171,00 € pro Jahr bzw. 14,25 € monatlich.
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Ferner kdnnten bei Abschaffung der Strafl3enbeitrége auch Einsparungen erzielt werden. Die
Einfuhrung und laufende Erhebung von wiederkehrenden Stral3enbeitréagen bindet Personal. Durch
die Abschaffung der Stralkenbeitrage kdnnten Personalkosten in Hohe von ca. 22 T € eingespart
bzw. die freiwerdenden Personalkapazitaten kdnnten anderweitig eingesetzt werden. Darlber
hinaus fallen Software- und Dienstleisterkosten weg.

Bisher sind folgende Kosten angefallen:

Modellberechnung und Burgerinformation Kernstadt und Rommerode: 16.330,56 €
Softwarekosten im Rahmen der Einfiihrung: 920,47 €
Dienstleisterkosten im Rahmen der Einfuhrung: 7.987,66 €

Es ist zu erwarten, dass die Softwarekosten im weiteren Verlauf weiter steigen, da in der
Einflhrungsphase der Unterstiitzung- und Betreuungsaufwand durch den Softwareanbieters
besonders hoch ist.

Thomsen
Birgermeister
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Beschlussvorlage

Stadt - offentlich -
GroBalmerode VL-62/2018

Federflhrendes Amt | Hauptamt

Datum 03.08.2018
Beratungsfolge Termin Beratungsaktion
Magistrat der Stadt Grof3almerode 13.08.2018 vorberatend
Haupt- und Finanzausschuss 23.08.2018 vorberatend
Stadtverordnetenversammlung der Stadt 30.08.2018 beschlieRend
Grol3almerode
Betreff:

Beratung und Beschlussfassung Uber die AulRerkraftsetzung der StralRenbeitragssatzung
(einmalig) vom 17.03.2008 und der Straf3enbeitragssatzung (wiederkehrend) vom 08.12.2017
und Deckung des Aufwandes der Investitionsaufwendungen fir den Umbau und Ausbau
der 6ffentlichen Verkehrsanlagen nach MaRRgabe der 88 11, 11a, 11b KAG (aktuellste
Fassung) bzw. 893 HGO (aktuellste Fassung) uber Steuereinnahmen (Antrag der WG-
Fraktion)

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung beschlief3t, die Stral3enbeitragssatzung (einmalig) vom
17.03.2008 und die StralRenbeitragssatzung (wiederkehrend) vom 08.12.2017 aufzuheben. Eine
entsprechende Aufhebungssatzung ist durch den Magistrat zu erarbeiten.

Zur Deckung des Aufwandes der Investitionsaufwendungen fur den Umbau und Ausbau der
offentlichen Verkehrsanlagen der Stadt Grofzalmerode soll stattdessen nach Mal3gabe der 88 11,
11a, 11b KAG (aktuellste Fassung) bzw. 893 HGO (aktuellste Fassung) verfahren werden. D.h.,
alle Aufwendungen fur Investitionsaufwendungen flr den Umbau und Ausbau der 6ffentlichen
Verkehrsanlagen der Stadt Gro3almerode (sowohl der Eigenanteil der Stadt GroRalmerode, sowie
- neu - der Blrgeranteil, bisher gedeckt durch Stral3enbeitrage) sollen ab dem 01.01.2019 durch
Steuern (Grundsteuer) gedeckt werden.

Hierzu ist der Stadtverordnetenversammlung durch den Magistrat bis zum Jahresende 2018 eine
Grundsteuererhdhung (Grundsteuer A und B) fiir 2019 als Beschlussvorlage vorzulegen, welche
dem Umfang nach den Einnahmen entspricht, die nach den bisher gultigen
StralRenbeitragssatzungen fir die in 2018 angefallenen Investitionsaufwendungen fir den Umbau
und Ausbau der offentlichen Verkehrsanlagen erhoben worden waren.

Weiterhin wird der Magistrat beauftragt, eine Prifung vorzunehmen, in wie weit die 0.g. Regelung
auch auf die sog. Erschlie3ungsbeitragssatzung vom 17.03.2008 Anwendung finden kann. Das
Prifungsergebnis ist der Stadtverordnetenversammlung bis Ende 2018.

Finanzielle Auswirkungen:

Siehe Antrag (Anlage)

Sachdarstellung:

Siehe Antrag(Anlage)



Anlage(n):
1. Antrag WG-Fraktion vom 01.08.2018

Thomsen
Blrgermeister

Beschlussvorlage VL-62/2018 Seite 2 von 2



Antrag der WG-Fraktion
in der Stadtverordnetenversammlung der Stadt GroRalmerode

Uwe Range
Stadtverordneter/Fraktionsvorsitzender der WG-Fraktion

Herr
Stadtverordnetenvorsteher
Frank Anacker

Rathaus

Marktplatz 11

37247 Grollalmerode

Betreff:

Antrag zur Stadtverordnetenversammlung am 30.08.2018

AuBerkraftsetzung der StraRenbeitragssatzung (einmalig) vom 17.03.2008 und der
StraBenbeitragssatzung (wiederkehrend) vom 08.12.2017 und Deckung des Aufwandes der
Investitionsaufwendungen fiir den Umbau und Ausbau der offentlichen Verkehrsanlagen nach
MaRgabe der §§ 11, 11a, 11b KAG (aktuellste Fassung) bzw. §93 HGO (aktuellste Fassung) uiber
Steuereinnahmen

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung beschliel3t, die StraBenbeitragssatzung (einmalig) vom 17.03.2008
und die StraRenbeitragssatzung (wiederkehrend) vom 08.12.2017 aufzuheben. Eine entsprechende
Aufhebungssatzung ist durch den Magistrat zu erarbeiten.

Zur Deckung des Aufwandes der Investitionsaufwendungen fiir den Umbau und Ausbau der
offentlichen Verkehrsanlagen der Stadt GroRRalmerode soll stattdessen nach MaRgabe der §§ 11, 11a,
11b KAG (aktuellste Fassung) bzw. §93 HGO (aktuellste Fassung) verfahren werden. D.h., alle
Aufwendungen fir Investitionsaufwendungen fir den Umbau und Ausbau der o6ffentlichen
Verkehrsanlagen der Stadt GroRRalmerode (sowohl der Eigenanteil der Stadt GroRalmerode, sowie -
neu - der Birgeranteil, bisher gedeckt durch StraBenbeitrage) sollen ab dem 01.01.2019 durch Steuern
(Grundsteuer) gedeckt werden.

Hierzu ist der Stadtverordnetenversammlung durch den Magistrat bis zum Jahresende 2018 eine
Grundsteuererhdéhung (Grundsteuer A und B) fiir 2019 als Beschlussvorlage vorzulegen, welche dem
Umfang nach den Einnahmen entspricht, die nach den bisher giiltigen Strallenbeitragssatzungen fir
die in 2018 angefallenen Investitionsaufwendungen fiir den Umbau und Ausbau der o6ffentlichen
Verkehrsanlagen erhoben worden waren.

Weiterhin wird der Magistrat beauftragt, eine Prifung vorzunehmen, in wie weit die o.g. Regelung
auch auf die sog. ErschlieBungsbeitragssatzung vom 17.03.2008 Anwendung finden kann. Das
Priifungsergebnis ist der Stadtverordnetenversammlung bis Ende 2018 vorzulegen.



Begriindung:
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt GroRalmerode hat in den Jahren 2016 — 2018 mehrfach

Uber das Thema der Strallenbeitragssatzungen beraten und beschlossen. So wurde mit breiter und
fraktionslibergreifender Mehrheit in der Stadtverordnetenversammlung beschlossen, sog.
»Wiederkehrende Strallenbeitrdage” fiir die Stadt GroRalmerode einzufiihren.

Dieser Beschluss und besonders die sehr umfangreichen Arbeiten hierzu in der Stadtverwaltung
wurden leider nunmehr durch Gesetzesanderungen des Landes Hessen ad absurdum gefiihrt. Man
kann auch sagen, das Land ist der Stadtverordnetenversammlung in ihrem Bemiihen, die Lasten von
StralRenbeitragen allgemeinvertraglicher und fir den einzelnen beitragspflichtigen Birger
finanzierbarer zu gestalten, voll in die Parade gefahren, da alle Bemiihungen und Arbeiten, die bis dato
in das Vorhaben der ,Wiederkehrende StralRenbeitrdge” investiert wurden, vermeidbar gewesen
waren.

Als Vorteil der nunmehr angestrebten Losung sehen wir als WG-Fraktion an, dass mit einem wesentlich
schlankeren Verwaltungsaufwand die Deckung des Aufwandes der Investitionsaufwendungen fir den
Umbau und Ausbau der 6ffentlichen Verkehrsanlagen erreicht werden kann. Weiterhin stellen auch
Bebauungen, die sich aullerhalb der aktuellen Abrechnungsgebiete der Straflenbeitragssatzung
(wiederkehrend) vom 08.12.2017 befinden kein Problem mehr dar, soweit die Bewohner dieser
Bebauungen gerne einem Abrechnungsgebiet zugeordnet werden wollen, dieses aber aus rechtlichen
Griinden nicht moglich ist. Als weiteren Vorteil erachten wir die Tatsache, dass bei einer Deckung des
Aufwandes der Investitionsaufwendungen flir den Umbau und Ausbau der offentlichen
Verkehrsanlagen durch Steuern alles grundsteuerpflichtigen Grundstlickseigentimer zu dieser
Deckung herangezogen werden, was den Kreis der Zahlenden erheblich erweitert und somit die Lasten
jedes Einzelnen pro gm minimiert.

Natdrlich ist uns als WG-Fraktion bewusst, dass eine nunmehr mogliche Deckung des Aufwandes der
Investitionsaufwendungen fiir den Umbau und Ausbau der offentlichen Verkehrsanlagen durch
Steuern (siehe §93 HGO) wiederum fiir bestimmt Blrgerinnen und Birger der Stadt GrofRalmerode
eine gewisse Harte bedeutet, da diese, ggf. auch erst vor kurzer Zeit, nach Maligabe der
StralRenbeitragssatzung (einmalig) vom 17.03.2008, StraRenbeitrage bezahlt haben. Diese Harte wird
jedoch abgefedert, da eine Deckung der o.g. Aufwendungen lber Steuern den groRtmoglichen
Verteilerschlissel bedeutet, den die Stadt (iberhaupt ansetzen kann (Grundsteuer). Die
Mehrbelastung jedes einzelnen Steuerpflichtigen wird sich somit im {iberschaubaren Rahmen
bewegen.

Die Tatsache, dass die Grundsteuer in Mietverhéltnissen auf die Hausnebenkosten umlagefahig ist und
eine Erhdéhung der Grundsteuer Mietverhaltnisse tendenziell teurer macht, ist leider fakt. Diese
Verteuerung wird sich jedoch, wie aus den o.g. Grinden bereits erlautert, ebenfalls in einem
Uberschaubaren Rahmen bewegen.

Alles in Allem Uberwiegen aus Sicht der WG-Fraktion jedoch die Vorteile der neu geschaffenen
Moglichkeiten, so dass es aus unserer Sicht angezeigt ist, diese Moglichkeiten fiir Groflalmerode zu
nutzen. Weiterhin sehen wir im Rahmen unserer gegebenen Strategischen Steuerung geradezu die
Verpflichtung, die neuen Mdéglichkeiten konsequent anzuwenden.

Mit freundlichem GruR

Uwe Range
Stadtverordneter/Fraktionsvorsitzender der WG-Fraktion



Beschlussvorlage

Stadt - offentlich -
GroBalmerode VL-66/2018

Federflhrendes Amt | Hauptamt

Datum 09.08.2018
Beratungsfolge Termin Beratungsaktion
Magistrat der Stadt Grof3almerode 13.08.2018 vorberatend
Haupt- und Finanzausschuss 23.08.2018 vorberatend
Stadtverordnetenversammlung der Stadt 30.08.2018 beschlieRend
Grol3almerode

Betreff:

Resolution der Stadtverordnetenversammlung GrofRalmerode an die Hessische
Landesregierung und die im Hessischen Landtag vertretenen Parteien zur ganzheitlichen
Abschaffung der Erhebung von StralRenbeitrdagen und zur Schaffung eines finanziellen
Ausgleichs aus Landesmitteln fur die Instandhaltung von verkehrstechnischer Infrastruktur
(Antrag der SPD-Fraktion)

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung GroRalmerode fordert die hessische Landesregierung
dazu auf, die Verantwortung fur die zwingend notwendigen Infrastrukturma3nahmen der
Stadte und Gemeinden zu Gibernehmen und die Beitrage fir den Ausbau von Straf3en
ganzheitlich abzuschaffen. Die 88 11 und 11a KAG werden ersatzlos gestrichen.

Die Finanzierung des Ausbaus von Stral3en und Wegen wird aus allgemeinen Steuermitteln
vorgenommen. Das Land Hessen stattet hierzu seine Kommunen mit einer angemessenen
Investitionspauschale aus.

Finanzielle Auswirkungen:

Siehe Antrag.

Sachdarstellung:

Siehe Antrag.

Anlage(n):
1. 20180809 Resolution SPD



Beschlussvorlage

Stadt - offentlich -
GroBalmerode VL-68/2018

Federfihrendes Amt Bauamt

Datum 09.08.2018
Beratungsfolge Termin Beratungsaktion
Magistrat der Stadt Grof3almerode 13.08.2018 vorberatend
Haupt- und Finanzausschuss 23.08.2018 vorberatend
Stadtverordnetenversammlung der Stadt 30.08.2018 beschlieRend
Grol3almerode

Betreff:
Beratung und Beschlussfassung zur Prifung einer Windkraftbeteiligung

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung beschliel3t, dass grundsatzlich die Bereitschaft zur Beteiligung
an einem oder mehreren Windparks besteht. Der Magistrat wird beauftragt entsprechende
Investitionsmoglichkeiten unter Hinzuziehung von Gutachten zu prufen.

Finanzielle Auswirkungen:

Kosten fir ein Gutachten zur betriebswirtschaftlichen Prifung sowie Prifung der Plausibilitét der
Windleistungen bis zu 20.000€.

Das Beteiligungsvolumen umfasst etwa 9 Mio. Euro.

Sachdarstellung:

Aufgrund des Stadtverordnetenbeschlusses vom 30.03.2017 fand am 10.08.2017 ein Gesprach
zwischen Vertretern der Stadt und der ENTEGA statt, in dem die finanzielle Beteiligung der Stadt
an dem Windkraftprojekt Hausfirste erortert wurde.

Absicht der ENTEGA ist es, Anteile am Windpark Hausfirste abzugeben. Vornehmlich an
Interessenten im drtlichen Umfeld. Hierfur sieht die ENTEGA keinen Zeitdruck. Dieser Umstand
ermdglicht der Stadt GrofRalmerode sich intensiv in den Gremien zu beraten und abzustimmen.
Weiterhin ist so die Mdglichkeit gegeben, einen unabhangigen Wirtschaftsprufer zu beauftragen
und die Plausibilitit der zugrunde liegenden Windleistungen zu Uberprifen. Aus
kommunalrechtlicher Sicht ist eine solche Beteiligung maglich.

Im Verlauf des Gespréachs mit der ENTEGA wurden die Kalkulationen erdrtert und Risiken wie
Wind, EEG-Forderung, Finanzierung und Energiepolitik kontrovers diskutiert. Ein konkretes
Angebot seitens der ENTEGA wurde nicht unterbreitet, da sich der Umfang der Beteiligung aus
dem Marktwert ergibt und dieser erst im néchsten Schritt ermittelt wird.



Neben einer Beteiligung bei der ENTEGA besteht auch die Moglichkeit Anteile bei der WPK
(Windpark Kreuzstein GmbH & Co. KG) zu erwerben. Allerdings kénnen zum Art und Umfang der
Beiteiligung voraussichtlich erst Mitte August konkrete Aussagen getroffen werden, da erst in
diesem Zeitraum ein Exosé fur etwaige Interessenten verfugbar ist, welches die technischen und
wirtschaftlichen Projektaspekte und entsprechende Rahmenbedingungen aufzeigt.

Zu erinnern sei in diesem Zusammenhang an die Stadtverordnetensitzung vom 29.06.2017 in der
es hiel3:

»,Nach der ministeriellen Auslegung der WED-Richtlinie ist Groa in der aul3ergewdéhnlichen Situation, dass
eine Beteiligung an den WPs der Entega und der SUN eine WED nicht ausschlieRen wirde, weil WEA"s
zwar im Umkreis unserer Exklaven, nicht jedoch in unserem Gemeindegebiet betrieben werden.
Die parallele Zielerreichung, bestehend aus der Vereinnahmung der WED und dem Generieren von
Beteiligungserlésen ist folge dessen fiir Groa (ausnahmsweise) méglich.”

Es ist jedoch zu beachten, dass mit Anderung der Richtlinie oder deren Wegfall auch eine WED fiir
die Stadt GrofRalmerode entfallen kdnnte. Somit ist nicht sicher, ob auch in den Folgejahren eine
WED an die Stadt Grof3almerode gezahlt wird.

Mit der aufgefihrten Beteiligungssumme i. H. v. 9. Mio. kdnnte ein Wegfall der derzeit gezahlten
WED durch eine Rendite aufgefangen werden, oder bei Fortbestand der Richtlinie zusatzlich
erwirtschaftet werden.

Es bedarf nun einer Grundsatzentscheidung, ob eine Beteiligung politisch in Betracht gezogen
wird. Erst bei einer positiven Entscheidung wirde der Magistrat weitere Gutachten in Auftrag
geben. Bei einer negativen Beschlussfassung kdnnten die Gutachterkosten eingespart werden.

In Betracht kdme fir ein Gutachten Werner Daldorf, Steuerberater mit Sitz in Kassel. Er ist
Vorstandsvorsitzender des Anlegerbeirates des Bundesverbandes WindEnergie e.V. (BWE) und
Mitbegriinder einer Blrgerwindparkgesellschaft im Raum Géttingen.

Ferner kdnnte auch das Biro Strecker, Berger und Partner ein Gutachten erstellen.

Thomsen
Bilrgermeister
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Beschlussvorlage

Stadt - offentlich -
GroBalmerode VL-73/2018

Federfihrendes Amt Bauamt

Datum 14.08.2018
Beratungsfolge Termin Beratungsaktion
Haupt- und Finanzausschuss 23.08.2018 vorberatend
Stadtverordnetenversammlung der Stadt 30.08.2018 beschlieRend
GroRRalmerode

Betreff:

Beratung und Beschlussfassung Uber eine UberplanméaRige Ausgabe fur das Projekt "Alte
Schule" in der Dorferneuerung Weif3enbach

Beschlussvorschlag:

Beschlussalternative 1

Die Stadtverordnetenversammlung beschliel3t die Genehmigung der UberplanmaRigen
Haushaltsausgabe bei der Investitionsnummer 1153010.24 — Umbau DGH Weilsenbach DE — in
Hohe von 180.000 € fir das Haushaltsjahr 2018. Als Gegenfinanzierung wird die Einsparung bei
der Investitionsnummer 1061010.04 — Umbau Rote Schule Abriss KIGA alt KIP/Land —, in H6he
von 145.000 € und bei der Investitionsnummer 1042010.02 — Sanierung Glas- und
Keramikmuseum — in Héhe von 35.000 € beschlossen.

Beschlussalternative 2 )

Die Stadtverordnetenversammlung beauftragt die Verwaltung, Verhandlungen zur Ubernahme des
Gebaudes mit einem Betreiber zu fihren und das Gebaude aus stadtischem Eigentum zu
entlassen

Beschlussalternative 3

Die Stadtverordnetenversammlung beauftragt die Verwaltung, aufgrund des erhéhten Bedarfs an
Betreuungsplatzen anstelle einer DGH-Nutzung die Einrichtung einer zusatzlichen
Kindergartengruppe im DGH zu prufen. Eine Sicherstellung der 6ffentlichen Tragerschaft und einer
Vereinsnutzung im DG soll weiter gewahrleistet werden.

Finanzielle Auswirkungen:

Ggf. Genehmigung einer Gberplanmafligen Haushaltsausgabe i.H.v. 180.000 €. Dadurch erhdht
sich der Anteil an Eigenmitteln um rd. 125.000 € auf etwa 245.000 €.

Sachdarstellung:

1. Sachstand Dorferneuerung

Der Stadtteil Weil3enbach ist seit dem Jahr 2011 Férdergebiet nach dem Landesprogramm
,2Dorferneuerung Hessen“. Nach dem bereits ab Anfang der 1990er Jahre in allen Stadteilen die
Dorferneuerung (DE) umgesetzt wurde, ist Weildenbach der letzte Stadtteil, der mit Landesmitteln
gefordert wird. FOrderschwerpunkt ist die Starkung der Ortskerne, die durch private sowie



offentliche Projekte umgesetzt werden soll. Im Rahmen eines Dorferneuerungskonzepts (DEK)
wurde in einem Findungsprozess durch den Arbeitskreis DE eine Prioritatenliste von 6ffentlichen
Malnahmen erstellt und von der Férderbehdrde bewilligt.

Fir diese MaRnahme inkl. der privaten Beratungsleistungen und dem Erstellen des DEK wurden
insgesamt 600.000 € an zuschussfahigen Gesamtinvestitionskosten (netto) bewilligt.

Nr. | MaRBnahme Prioritat abgerechnet Kostenentwicklung
bzw. bewilligt
1.a) | Kirchenumfeld Alte Kirche und Schulhausplatz 1
1.b) | Angerplatz/Dorfplatz 1 221.731,62 € *6%
2 Alte Schule/DGH 1 320.000,00 €
3 Dorfverbindung (Wartehalle, Ortseingang usw.) 2 50.000,00 €
Stadtebauliche Beratung/DEK 16.235,99 € - 26%
insgesamt 607.967,61 €

Stand: 31.01.2018
Die Forderquote betragt rd. 70 % auf die Nettoinvestitionen.

2. Grundsatzbeschluss 2011

Unter dem 17.02.2011 hat die Stadtverordnetenversammlung folgenden Beschluss zum DEK
gefasst:

,Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt GroB8almerode spricht sich nach erneuter Priifung
daflrr aus, die angestrebte Dorferneuerung fir den Stadtteil Weil3enbach nach den Vorgaben des
bisherigen alten Férderprogramm des Landes Hessen umzusetzen.

Dabei wird die mit der Bauaufsicht des Werra-Meil3ner-Kreises vereinbarte Regelung zur
Zulassung von Baumafnahmen zur Sanierung und Verbesserung der Geb&udebausubstanz im
historischen alten Ortskern mit der Vorlage von Einzelbodengutachten ausdrtcklich unterstitzt.

Es wird weiter festgestellt, dass das im alten Schulgebaude aus dem Jahr 1926
untergebrachte Dorfgemeinschaftshaus aufgrund der geringen 6rtlich vorhandenen
offentlichen Infrastruktur als klassisches DE-Projekt eingeschatzt wird, welches zur
Grundausstattung von WeilRenbach notwendig ist (Vereinsnutzung, kommunale Nutzung,
keine anderen oOffentlichen Raume fir Gemeinschaft, Geselligkeit, Sport und offentliche
Veranstaltungen usw.). Ein Konzept zu einer geplanten angemessenen Aufwertung der
Immobilie sollte entsprechend umgesetzt werden.*”

3. Dorferneuerungsprojekt DGH

Als gro3te offentliche Maflinahme soll nunmehr der Umbau und die Sanierung des DGH
WeilRenbach auf Basis der bewilligten Fordermittel und der vorangegangenen Beschlisse
durchgefihrt werden.

Dazu wurde das Architekturbiro Koch aus Hessisch Lichtenau infolge eines
»Architektenwettbewerbs” (bei dem lediglich das Blro Koch Interesse zeigte) in dem 2-stufigen
Verfahren mit der Grundlagenermittiung und Planung der Mal3hahme beauftragt. Ziel ist es, die
MalRnahme in diesem Jahr zu planen und zum Jahreswechsel 2018/2019 Auftrdge zu vergeben
und mit der baulichen Umsetzung der Maf3nahme zu beginnen.

Im DEK aus dem Jahr 2011 wurde als Kostenorientierung eine Summe von 320.000 € (netto) fur
eine Sanierung und Nutzungsoptimierung festgestellt.

Im Haushalt 2018 wurden zunachst 370.000 € (brutto) als Haushaltsansatz fir das laufende Jahr
2018 festgesetzt.

In der nun vorliegenden Kostenberechnung des Architekturbiro Koch wird inkl. aller
Baunebenkosten ein Investitionsbedarf in Hohe von rd. 556.000 € (brutto) festgestellt, wobei die
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forderfahigen Kosten (abzgl. Medientechnik u. Thekenausstattung) bei rd. 534.000 € liegen, netto =
rd. 450.000 €.

Unter Hinzurechnung der Bauherrenkosten (Kosten Endreinigung, ErschlieBung Kanal/Wasser/
Strom u.a.) in Hohe von 5 % sind insgesamt 585.000 € als Mittelveranschlagung vorzusehen.
Eigenleistungen wie bspw. Abbau von Bauteilen (Gardinen/-stangen, Tiren, WC-Abtrennung usw.)
sind dabei bisher nicht berticksichtigt und wirden den Aufwand entsprechend reduzieren.

Bei den Kosten handelt es sich tberwiegend um Aufwendungen fur die Substanzerhaltung. Fur die
Gewahrung der Forderung ist jedoch auch die Einhaltung der Energieeinsparungsverordnung
(EnEV) und die MaRRgabe der Barrierefreiheit zu beachten, so dass diese Aufwendungen zwingend
erforderlich sind:

ZUORDNUNG REINE BAUKOSTEN

NETTO NETTO BRUTTO BRUTTO

Barrierefreier Anbau WC Siid 78.516,05 € 93.434,10 €
Instandsetzung / Trockenlegun 86.767.34 € 103.253,14 €
Energetische Ertiichtigung 7237296 € 86.123,83 €
Funktionale Verbesserung 76.572,77 € 314.229,13 € 91.121,60 € 373.932,67 €
Optische Verbesserung 47.576,44 € 56.615,96 €

ohne Anbau NORD : 361.805,57 € 430.548,63 €
Funktionale Erweiterung NORD

SUMME |361.305,57 € 430.548,63 €

Zzgl. Baunebenkosten: Architekt, Fachplanungen Heizung/Sanitar/Elektro, Statik, Warmeschutz 103.211.52 €
= 533.760,15 €

Quelle: Zusammenstellung Kostenberechnung, Arch. Koch, 3. Arbeitsfassung, 09.08.2018

Es muss festgestellt werden, dass die HOhe der kalkulierten Foérderung bzw. der im Haushalt
veranschlagten Mittel nicht mit den tatsachlichen Kostenberechnungen tbereinstimmt.

Seitens des Fordermittelgebers wurde grundsatzlich eine Erhéhung der Férdersumme in Aussicht
gestellt. Inwieweit allerdings eine Bewilligung zur Erhohung der Fordermittel um rd. 40 % zu
erwarten ist, wird derzeit von der DE-Behtrde noch bei der Bewilligungsbehorde (WI-Bank)
geprift. Ein Ergebnis liegt derzeit noch nicht vor.

Allgemein wird darauf hingewiesen, dass innerhalb der letzten ca. 5 Jahre aufgrund der
allgemeinen Baukostenentwicklung die notwendigen Investitionssummen rapide gestiegen sind,
sodass allein dadurch eine Einhaltung der im Jahr 2011 kalkulierten Kosten nicht mehr moglich
erscheint.

In mehreren Abstimmungsterminen mit dem Architekturbliro Koch wurde zudem ein notwendiges
Investitionspaket festgelegt. Weitere Abstriche einzelner Positionen sind so gut wie nicht moglich.
Der im DEK vorgeschlagene nérdliche Anbau (Panoramablick ,Schauinsland®) wurde ebenso
komplett gestrichen wie (nach Abstimmung mit den Baubehotrden) eine aufgrund der geringen
Nutzungsfrequenz  urspriinglich geplante  Auf3enwandddmmung oder eine aufwéandige
energetische Ertlichtigung des FulBbodens des Saalbereiches, der nicht unterkellert ist. Das zu
Sportzwecken (Tischtennis, Gymnastik) genutzte und ausgebaute DG erfahrt keine bauliche
Anderung.

Bei der Kostenberechnung handelt es sich demnach um ein Minimalkonzept.

Nach Einschatzung der Verwaltung hat das Architekturbiro Koch fir die Erstellung der
Kostenberechnung erstaunlich akribisch gearbeitet und alle Kostenfaktoren berlcksichtigt. Eine
ahnliche Kostensteigerung in der Bauphase wie bei vergangenen stadtischen Hochbauprojekten,
ist daher derzeit nicht zu erwarten.

Beschlussvorlage VL-73/2018 Seite 3von 6



4. Nutzung, Wirtschaftlichkeitsprognose

Das DGH WeilRenbach wird in seiner derartigen Struktur stark untergenutzt. Bis auf die
gewohnlichen Trainings- und Spielbetrieb durch den Tischtennisverein (2 Mannschaften, unterste
Klasse) und die sporadische Belegung durch Gymnastik-Damen jeweils im DG erfolgt im
eigentlichen Saal keine regelméRige Nutzung. Im Jahr sind insgesamt durchschnittlich nur 7
private, kirchliche oder stadtische Nutzungen zu verzeichnen.

Einnahmen durch Benutzungsgebuhren von 100 € bis 300 € (p.a. im Durchschnitt 2010 bis 2017)
stehen Ausgaben fir die Bewirtschaftung des Gebaudes (Personal, Abschreibungen,
Betriebskosten) von 15.000 bis 20.000 € (p.a. im Durchschnitt 2010 bis 2017) entgegen. Dies
bedeutet im Verhaltnis zu den anderen DGH’s bzw. dem Rathaussaal der Kernstadt (ab 20.000 bis
60.000 € p.a. im Durchschnitt 2010 bis 2017) in der Summe zwar den geringste Zuschussbedarf,
gemessen an der Einwohnerzahl nach Trubenhausen und Uengsterode jedoch die am
dritthdchsten zuschussbedurftige 6ffentliche Gemeinschaftseinrichtung.

Im DEK hat sich der Arbeitskreis DE ausfuhrlich mit einem Konzept hinsichtlich der weiteren
Nutzung der Immobile DGH in Form einer SWOT-Analyse auseinandergesetzt und schlagt vor,
durch eine verstarkte Schwerpunktsetzung auf ein Tagungs- und Konferenzangebot sowohl mit
dem Geo-Naturpark als auch einem drtlichen Gastronom zusatzliche Nutzungen zu generieren.
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UnregelmédRige Nutzungen:

:ca. 12 private Feiern / Jahr (runde Geburtstage, Jubilden, Beerdigungen etc.)
ca. 12 Vereinsnutzungen / Jahr
ca. 12 stadt. Nutzungen / Jahr (Ortsbeirat, Dorferneuerung, Wahlbiiro etc.)

Quelle: DEK, Febr. 2013, Seite 70

Inwieweit die Hoffnungen auf eine tatséchliche und signifikante Steigerung der Belegungszahlen
durch eine Neuausrichtung des DGH berechtigt sind, kann derzeit weder bestatigt noch widerlegt
werden.

Das Gebéaude wird bei einer weiteren 6ffentlichen Ausrichtung aller Voraussicht nach trotz der
Forderung im Rahmen der Dorferneuerung hoch defizitar bleiben.

5. Verwendungsalternativen

Aufgrund der w.v. genannten deutlichen Kostensteigerungen stellt die Verwaltung folgende
maogliche Alternativen zur Diskussion:

1. Umsetzung der BaumalRnahme analog DEK, Beratung und Beschlussfassung einer
UberplanméafRigen Haushaltsausgabe, Erh6hung des kommunalen Eigenanteils von
125.000 € auf rd. 245.000 €
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2. Verkauf bzw. L"Jberlassung des DGH an einen externen Betreiber bzw. Gastronom, der das
Gebaude nach seinen Vorstellungen umbauen kann, éffentliche Nutzung entfallt

3. Einrichtung einer zusatzlichen Kindergartengruppe im DGH aufgrund des erhéhten Bedarfs
und damit Sicherstellung der 6ffentlichen Tragerschaft, Vereinsnutzung im DG wirde weiter
gewabhrleistet

Inwieweit die Alt. 2 realisierbar ist, hangt von der Bereitschaft eines Betreibers ab. Gesprache im
Vorfeld haben allerdings bisher keine derartige Bereitschaft signalisiert.

Sollte Alt. 3 realisiert werden kénnen, wére eine Anderung des DEK unter zwingender Beteiligung
und Zustimmung des Arbeitskreises DE erforderlich. Aufgrund des engen Zeitfensters (letzte
Bewilligung 2019, Abrechnung ohne Anderungsantrag 2021, ansonsten 2022) waire eine
umfassende und strukturelle Neuausrichtung des DEK unter Beteiligung der DE-Behdorde
erforderlich. Dabei muss ebenfalls noch geprift werden, inwieweit die Einrichtung eines
Kindergartens den Richtlinien der DE entspricht und Férdergegenstand werden kann.

Beschlussvorlage VL-73/2018 Seite 6 von 6



	Dokumente
	Öffentliche Niederschrift 23.08.2018 Haupt- und Finanzausschuss  (exportiert: 17.09.2018)
	öffentliche Sitzung


	Tagesordnungspunkte
	I. öffentliche Sitzung
	3. Beratung und Beschlussfassung einer Satzung des Jugendparlaments VL-65/2018
	Beschlussvorlage VL-65/2018 - Beratung und Beschlussfassung einer Satzung des Jugendparlaments (exportiert: 10.08.2018)
	Betreff:
	Beschlussvorschlag:
	Finanzielle Auswirkungen:
	Sachdarstellung:
	20180806_Satzung Jugendparlament (exportiert: 10.08.2018)


	4. Sachstandsbericht zur Einführung von wiederkehrenden Straßenbeiträgen und zum Gesetz zur Neuregelung der Erhebung von Straßenbeiträgen MI-6/2018
	Mitteilungsvorlage MI-6/2018 - Sachstandsbericht zur Einführung von wiederkehrenden Straßenbeiträgen und zum Gesetz zur Neuregelung der Erhebung von Straßenbeiträgen (exportiert: 10.08.2018)
	Betreff:
	Mitteilung / Information:


	5. Beratung und Beschlussfassung über die Außerkraftsetzung der Straßenbeitragssatzung (einmalig) vom 17.03.2008 und der Straßenbeitragssatzung (wiederkehrend) vom 08.12.2017 und Deckung des Aufwandes der Investitionsaufwendungen für den Umbau und Ausbau der öffentlichen Verkehrsanlagen nach Maßgabe der §§ 11, 11a, 11b KAG (aktuellste Fassung) bzw. §93 HGO (aktuellste Fassung) über Steuereinnahmen (Antrag der WG-Fraktion) VL-62/2018
	Beschlussvorlage VL-62/2018 - Beratung und Beschlussfassung über die Außerkraftsetzung der Straßenbeitragssatzung (einmalig) vom 17.03.2008 und der Straßenbeitragssatzung (wiederkehrend) vom 08.12.2017 und Deckung des Aufwandes der Investitionsaufwendungen für den Umbau und Ausbau der öffentlichen Verkehrsanlagen nach Maßgabe der §§ 11, 11a, 11b KAG (aktuellste Fassung) bzw. §93 HGO (aktuellste Fassung) über Steuereinnahmen (Antrag der WG-Fraktion) (exportiert: 10.08.2018)
	Betreff:
	Beschlussvorschlag:
	Finanzielle Auswirkungen:
	Sachdarstellung:
	Antrag WG-Fraktion vom 01.08.2018 (exportiert: 10.08.2018)


	6. Resolution der Stadtverordnetenversammlung Großalmerode an die Hessische Landesregierung und die im Hessischen Landtag vertretenen Parteien zur ganzheitlichen Abschaffung der Erhebung von Straßenbeiträgen und zur Schaffung eines finanziellen Ausgleichs aus Landesmitteln für die Instandhaltung von verkehrstechnischer Infrastruktur (Antrag der SPD-Fraktion) VL-66/2018
	Beschlussvorlage VL-66/2018 - Resolution der Stadtverordnetenversammlung Großalmerode an die Hessische Landesregierung und die im Hessischen Landtag vertretenen Parteien zur ganzheitlichen Abschaffung der Erhebung von Straßenbeiträgen und zur Schaffung eines finanziellen Ausgleichs aus Landesmitteln für die Instandhaltung von verkehrstechnischer Infrastruktur (Antrag der SPD-Fraktion) (exportiert: 10.08.2018)
	Betreff:
	Beschlussvorschlag:
	Finanzielle Auswirkungen:
	Sachdarstellung:


	7. Beratung und Beschlussfassung zur Prüfung einer Windkraftbeteiligung VL-68/2018
	Beschlussvorlage VL-68/2018 - Beratung und Beschlussfassung zur Prüfung einer Windkraftbeteiligung (exportiert: 10.08.2018)
	Betreff:
	Beschlussvorschlag:
	Finanzielle Auswirkungen:
	Sachdarstellung:


	8. Beratung und Beschlussfassung über eine überplanmäßige Ausgabe für das Projekt "Alte Schule" in der Dorferneuerung Weißenbach VL-73/2018
	Beschlussvorlage VL-73/2018 - Beratung und Beschlussfassung über eine überplanmäßige Ausgabe für das Projekt "Alte Schule" in der Dorferneuerung Weißenbach (aktualisiert: 10.09.2018)
	Betreff:
	Beschlussvorschlag:
	Finanzielle Auswirkungen:
	Sachdarstellung:





